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rat (AG) eine Zwischenbilanz erstellen und sie durch ein dafür zugelassenes Revisionsun-
ternehmen prüfen lassen.7 Diese Pflicht gilt unabhängig davon, ob die Gesellschaft eine Revi-
sionsstelle gewählt oder auf die eingeschränkte Revision verzichtet (sog. Opting-out) hat. 
 
4. Pflicht zur Überschuldungsanzeige (sog. Bilanzdeponierung) beim Konkursgericht bei 
Vorliegen einer Überschuldung  
Ergibt sich zum Beispiel aus der Zwischenbilanz, dass die Forderungen der Gesellschaftsgläu-
biger weder zu Fortführungs- noch zu Veräusserungswerten gedeckt sind, dann muss die Ge-
schäftsführung (GmbH) bzw. der Verwaltungsrat (AG) das für Konkurseröffnungen zuständi-
ge Gericht8 benachrichtigen, sofern nicht Gesellschaftsgläubiger im Ausmass der Unter-
deckung im Rang hinter alle anderen Gesellschaftsgläubiger zurücktreten (sog. Rangrücktritt).9 

 
Kommen Geschäftsführer einer GmbH bzw. Verwaltungsräte einer AG den vorgenannten Buchfüh-
rungs-, Kontroll- und Anzeigepflichten nicht nach und lassen dadurch zu, dass ihre Gesellschaft in 
Überschuldung gerät, oder unterlassen sie bei bereits eingetretener Überschuldung die Benach-
richtigung des Konkursgerichts und wird dann über die Gesellschaft tatsächlich der Konkurs eröff-
net oder ein Verlustschein ausgestellt, müssen sie damit rechnen, dass gegen sie ein Strafverfah-
ren eingeleitet wird (s. unten). Zusätzlich können sie zur Bezahlung von ungedeckten Gesell-
schaftsschulden aus ihrem Privatvermögen verpflichtet werden.10  
 
Vor dem Hintergrund dieser Risiken wird der Wert einer Revisionsstelle als externes Kontrollor-
gan und fachlich versierte Sparringspartnerin insbesondere für Geschäftsführer (GmbH) bzw. Ver-
waltungsräte (AG) von kleineren Unternehmen mit dünnerer Personal- und Wissensdecke deutlich. 
Für sie ist bzw. wäre eine Revisionsstelle ein wichtige und wertvolle Hilfe, um die ihnen obliegen-
den Buchführungs-, Kontroll- und Anzeigepflichten verantwortungsvoll zu erfüllen, die Unterneh-
mensrisiken zu beherrschen und das eigene Haftungsrisiko zu minimieren. 
 
 
Strafgesetzliche Bestimmungen im Wortlaut: 
 
Art. 165 StGB   Misswirtschaft 
1. Der Schuldner, der in anderer Weise als nach Art. 164, durch Misswirtschaft, namentlich durch ungenügende 
Kapitalausstattung, unverhältnismässigen Aufwand, gewagte Spekulationen, leichtsinniges Gewähren oder Benützen 
von Kredit, Verschleudern von Vermögenswerten oder arge Nachlässigkeit in der Berufsausübung oder Vermögens-
verwaltung, seine Überschuldung herbeiführt oder verschlimmert, seine Zahlungsunfähigkeit herbeiführt oder im 
Bewusstsein seiner Zahlungsunfähigkeit seine Vermögenslage verschlimmert, wird, wenn über ihn der Konkurs eröffnet 
oder gegen ihn ein Verlustschein ausgestellt worden ist, mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe bestraft. 
2. Der auf Pfändung betriebene Schuldner wird nur auf Antrag eines Gläubigers verfolgt, der einen Verlustschein gegen 
ihn erlangt hat. Der Antrag ist innert drei Monaten seit der Zustellung des Verlustscheines zu stellen. Dem Gläubiger, 
der den Schuldner zu leichtsinnigem Schuldenmachen, unverhältnismässigem Aufwand oder zu gewagten Spekulatio-
nen verleitet oder ihn wucherisch ausgebeutet hat, steht kein Antragsrecht zu. 
 
Art. 166 StGB   Unterlassung der Buchführung 
Der Schuldner, der die ihm gesetzlich obliegende Pflicht zur ordnungsmässigen Führung und Aufbewahrung von Ge-
schäftsbüchern oder zur Aufstellung einer Bilanz verletzt, so dass sein Vermögensstand nicht oder nicht vollständig 
ersichtlich ist, wird, wenn über ihn der Konkurs eröffnet oder in einer gemäss Art. 43 des Bundesgesetzes vom 11. April 
1889 über Schuldbetreibung- und Konkurs (SchKG) erfolgten Pfändung gegen ihn ein Verlustschein ausgestellt wor-
den ist, mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft. 

7 Art. 725 Abs. 2 OR (AG) bzw. Art. 820 Abs. 1 OR (GmbH). 
8 Für Firmen mit Sitz im Kanton Basel-Stadt: Zivilgericht Basel-Stadt, Einzelgericht in Zivilsachen, Bäumleingasse 5, Postfach 964, 4001 Basel. 

Formulare für die Überschuldungsanzeige/Bilanzdeponierung finden Sie unter http://www.zivilgericht.bs.ch/rechtsgebiete/schkg-verfahren/konkurs.html. 
9 Art. 725 Abs. 2 OR (AG) bzw. Art. 820 Abs. 1 OR (GmbH). 
10 Art. 754 OR (AG) bzw. Art. 827 OR (GmbH). 
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